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Professor Dr. Ulrich Noack (Düsseldorf)

Online-Unternehmensregister in Deutschland und Europa – Bemerkungen zu dem Regierungsentwurf eines ERJuKoG

I. Recht und Praxis des Handelsregisters

Offizielle Register, die leicht zugängliche Daten über professionelle Teilnehmer am Wirtschaftsverkehr enthalten, sind von großer Bedeutung für eine Volkswirtschaft
. Das hat die –damalige- Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) früh erkannt und in einer Ersten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie (Publizitätsrichtlinie)
 vom 9.3.1968 bestimmt, dass jeder Mitgliedstaat in einem zentralen Register oder bei einem Handels- oder Gesellschaftsregister eine „Akte“ über die dort eingetragene Gesellschaft zu führen hat. Die Richtlinie von 1968 legt fest, welche Eintragungen in einem von dem Mitgliedstaat zu bestimmenden „Amtsblatt“ zu veröffentlichen sind. Auf  diese Bekanntmachung wiederum dürfen Dritte vertrauen, wenn sie in Geschäftsbeziehungen mit der Gesellschaft treten. Auf Verlangen sind „Abschriften“ der eingetragenen oder hinterlegten „Urkunden“ zuzusenden. Das deutsche Handelsgesetzbuch entspricht dieser Richtlinie, indem es in § 9 HGB das Recht auf Einsicht und Abschrift gewährt,  in § 10 HGB die Bekanntmachung der Eintragungen jedenfalls durch den Bundesanzeiger anordnet und in § 15 HGB den Vertrauensschutz regelt.  

Im modernen Geschäftsverkehr wird der Umgang mit dem Handelsregister zunehmend als sperrig und zeitaufwendig empfunden. Das Handelsregister spielt erst dann eine Rolle, wenn es „zu spät“ ist: Der Streitfall aufgrund unklarer Ausgangsbedingungen ist eingetreten und die Juristen übernehmen die Regie von den Kaufleuten. Damit wird aber die eingangs hervorgehobene Bedeutung eines rasch zugänglichen Grundbestandes an offiziellen Daten über die Marktakteure verfehlt. Angaben aus dem Handelsregister sollen den unternehmerischen Entscheidungen zugrunde liegen, doch ist dies bislang eher nicht der Fall. Das ohne intensive Nutzung viel zu teure Produkt „Handelsregister“ braucht dringend eine zeitgemäße Aufwertung. Sie besteht in der vollelektronischen Konzeption des Registers: Meldung, Erfassung und Wiedergabe haben im Internet-Zeitalter bruchlos auf digitalem Wege zu erfolgen.

Seit den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts wird mehr oder weniger intensiv über EDV-gestützte Register und die Möglichkeiten eines externen Onlinezugangs gesprochen. Vorbereitungsmaßnahmen in den Ländern laufen seit Jahren, und nun wird es offenbar Ernst (unten IV)
.  Ein Hemmnis war und ist gewiss die föderale Zuständigkeit für das Registerwesen. 16 Länder verantworten die Justizorganisation der von den Amtsgerichten geführten Handelsregister (§ 8 HGB iVm § 125 FGG). Die Übertragung der Handelsregisterführung auf die Industrie- und Handelskammern, die noch vor wenigen Jahren intensiv diskutiert wurde, ist zur Zeit offenbar kein Thema mehr
. In Deutschland gibt es ca  420 Handelsregister, aber kein Zentralregister. Aus diesem Grunde blieb Deutschland lange der Initiative für ein Europäisches Unternehmensregister (EBR) fern und ist erst seit kurzem durch einen privaten Anbieter von Registerinformationen dort vertreten (unten VII 1).

II. Gegenwärtige Rechtslage

Ausgangspunkt ist die Grundnorm des § 9 I HGB: „Die Einsicht des Handelsregisters sowie der zum Handelsregister eingereichten Schriftstücke ist jedem gestattet“. Im Gegensatz etwa zur Prozessakteneinsicht bedarf es keines rechtlichen Interesses (§ 299 II ZPO) oder auch nur eines berechtigten Interesses wie bei der Grundbucheinsicht (§ 12 I 1 GBO) – ein tatsächliches Interesse, d.h. Neugier genügt. 

1. Drei Möglichkeiten der Handelsregisterauskunft

Die Einsicht kann präsent vor Ort in den Räumen des Amtsgerichts genommen werden. Die zweite Variante für eine Auskunft ist, von den Eintragungen und den zum Handelsregister eingereichten Schriftstücken (§ 9 II 1 HGB) eine Abschrift zu verlangen. Bis 1969 war dieses Recht auf Abschrift noch an das Vorliegen eines „berechtigten Interesses“ geknüpft. Diese Einschränkung wurde beseitigt, um Art. 3 Abs. 3 der Ersten Richtlinie (Publizitätsrichtlinie) zu genügen. Nach dieser Richtlinie sind vollständige oder auszugsweise Abschriften „auf schriftliches Verlangen zuzusenden“.

Seit 1993 besteht neben der Präsenzeinsicht und der schriftlichen Auskunft die Möglichkeit „eines automatisierten Verfahrens, das die Übermittlung der Daten aus dem maschinell geführten Handelsregister durch Abruf“ (§ 9a I HGB) erlaubt
. Dieses automatisierte Verfahren wird im folgenden als Online-Abruf bezeichnet. Der Online-Abruf steht allerdings in zwei Richtungen sehr deutlich hinter den anderen beiden Einsichtsmodi zurück. Zum einen bedarf der Online-Abruf einer Genehmigung durch die Landesjustizverwaltung (§ 9a II-V HGB)
. Zum anderen ist der Online-Abruf auf die Eintragungen in das Handelsregister beschränkt (§ 9a I HGB). Texte aus zum Handelsregister eingereichten Schriftstücken können also nicht online eingesehen werden.

2. Restriktionen des Online-Abrufs

a) Genehmigung 

Die Genehmigungsvoraussetzungen sind überaus restriktiv
. Vor allem taucht hier wieder das „berechtigte Interesse“ auf, das bei dem Präsenz- oder schriftlichen Auskunftsverfahren keine Rolle spielt. Nur „soweit der Abruf von Daten zur Wahrnehmung eines berechtigten beruflichen oder gewerblichen Interesses des Empfängers erfolgt und kein Grund zu der Annahme besteht, dass die Daten zu anderen als zu den vom Empfänger dargelegten Zwecken abgerufen werden“ (§ 9a II Nr. 2 HGB) kann der Online-Abruf durch private Stellen genehmigt werden. Ferner muss diese Form der Datenübermittlung wegen der besonderen Eilbedürftigkeit angemessen sein (§ 9a III Nr. 1 HGB). Die unbefangene Lektüre der vor ca 8 Jahren entstandenen Norm lässt schaudern. Aus ihr spricht ein tiefes Misstrauen gegen derartige Neuerungen, die es aus damaliger Sicht offenbar streng zu reglementieren galt. Schon die Hürde, bei 16 Bundesländern eine Genehmigung durchzusetzen, dürfte kaum eine Anwaltskanzlei, Notariat oder Unternehmensberatung genommen haben. Für internationale Investoren blieb das „automatisierte Abrufverfahren“ deutscher Handelsregister erst recht verschlossen. Man kann sich damit beruhigen, dass die rechtspolitische Fehlkonstruktion nicht besonders auffällt, weil auf der technisch-organisatorischen Seite so gut wie nirgends die Grundlagen für einen Online-Zugang gelegt sind (unten IV 2). Mit anderen Worten: Die Handelsregister hatten und haben Aktenberge, aber keine Server. 

b) Gegenstand 

Die zweite gewichtige Restriktion des Online-Abrufs ist dessen Beschränkung auf die Eintragungen in das Handelsregister, weshalb diesem Einsichtmodus die zum Handelsregister eingereichten Schriftstücke entzogen sind
. 

Da die Eintragungen grundsätzlich wenigstens im Bundesanzeiger bekannt zu machen sind (§ 10 HGB), kann jedermann durch gründliche Lektüre und Aufbereitung der Bekanntmachungen ein Schattenregister führen. Private Datenbankbetreiber bieten einen kostenpflichtigen, aber ansonsten voraussetzungslosen Internetzugang zu den bekannt gemachten Eintragungsdaten. Der gegenwärtig noch schwierige Online-Abruf der Originaleintragungen aus dem Handelsregister ist mithin uninteressant, wenn man von der Seriosität der privaten Informationsdienste überzeugt ist (unten V). 

Nur in Sonderfällen hat das Handelsregister mehr an Eintragung zu bieten als die darüber gemachte Veröffentlichung. Die Kommanditisten einer KG sind zwar einzutragen, aber es sind bei der Bekanntmachung der Eintragung der Gesellschaft keine Angaben zu den Kommanditisten zu machen (§ 162 II HGB
). Dasselbe gilt für Eintritt und Ausscheiden in eine bestehende KG (§ 162 III HGB) und für den Fall der Eintragung über eine Änderung der Kommanditeinlage (§ 175 S. 2 HGB). Wer als Gläubiger der Gesellschaft die Namen und die maßgebliche Einlage des Kommanditisten erfahren will (§ 172 I HGB
), muss das Handelsregister – ggf. online - einsehen.

Seit dem NaStraG ist die Bekanntmachung der Eintragungen bei Zweigniederlassungen sachlich (§ 13 VI, 13c II 3 HGB) und vorher bereits publizistisch (§ 13c II 4 HGB: kein Bundesanzeiger) beschränkt worden. Insoweit kommt es zu einer weiteren Diskrepanz zwischen den Erhebungen privater Anbieter auf Grund des Bundesanzeigers und den Registereintragungen.

III. Die Neuregelungen im ERJuKoG

Am 9. Mai 2001 ist der Regierungsentwurf eines Gesetzes über elektronische Register und Justizkosten für Telekommunikation (ERJuKoG) vorgelegt worden
. Das Gesetz soll den Online-Abruf aus dem „maschinell geführten Handelsregister“ erleichtern und damit das Abrufverfahren für die Nutzer attraktiver machen. Die vorgesehene Neuregelung betrifft in derselben Weise auch die Vereins-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister. 

1. Grundsätzlich freier Online-Zugang

Der Kern der Reform lässt sich wie folgt kennzeichnen: Das bisherige hoheitliche Genehmigungserfordernis wird zugunsten einer generellen Abruferlaubnis fallen. Der Gebrauch einer „Abrufeinrichtung“ (§ 9a III HGB-Entwurf) ist nach einer bloßen Registrierung frei – jedoch kostenpflichtig. Bei tatsächlichem oder auch nur drohendem Missbrauch kann ein Nutzer von der Teilnahme am sogenannten automatisierten Abrufverfahren ausgeschlossen werden. Die Online-Einsicht ist auf die Eintragungen beschränkt.

Die Neuregelung ist überfällig und –vorbehaltlich der zu fordernden Erweiterung auf alle Dokumente- sehr zu begrüßen. Der Grundsatz freien Online-Zugangs verdrängt im nationalen wie im internationalen Wirtschaftsverkehr die mühsame schriftliche Korrespondenz mit dem jeweiligen Amtsgericht. Im europäischen Binnenmarkt kann etwa der englische oder italienische Geschäftspartner die Prokuristeneigenschaft seines Gesprächspartners oder die Höhe des Grundkapitals der Gesellschaft innerhalb einer Minute verlässlich feststellen. 

2. Einsicht „zu Informationszwecken“

Das Reformgesetz will als neues Einsichtskriterium formulieren, dass dies „zu Informationszwecken“ zu geschehen habe (§ 9 I HGB-Entwurf). Dieses Kriterium würde nicht nur für den Online-Abruf gelten, sondern generell für jede Art der Einsichtnahme in das Handelsregister. Man fragt sich etwas verwundert, wozu dieses im deutschen Recht bisher unbekannte Kriterium taugen soll. Die Begründung zu dem Regierungsentwurf sagt: „Der Verwendungszweck wird aus datenschutzrechtlichen Gründen positivrechtlich umrissen“. Leider schweigt sich die Begründung darüber aus, welche „datenschutzrechtlichen Gründe“ es sind, die diese Regelung erfordern. Man sollte sich in der Rechtspolitik doch inzwischen dahin verständigt haben, dass eine pauschale Berufung auf den „Datenschutz“ eine Argumentation in der Sache nicht ersetzen kann. Bei Eintragungen, die –wie gerade bei Kapitalgesellschaften häufig –personenbezogene Daten natürlicher Personen nicht direkt betreffen, haben „datenschutzrechtliche Gründe“ von vornherein nichts zu suchen
. 

Die Befürchtung, mit Hilfe einer „zentralen Datenbank können Informationsprofile erstellt werden, die möglicherweise den Kernbereich der informationellen Selbstbestimmung tangieren“
 ist auch bei natürlichen Personen ohne Grund. Mit der Handelsregistereintragung ist das personenbezogene Datum zulässig und pflichtgemäß erfasst. Wenn diese Angaben über eine zentrale Datenbank verfügbar sind, ist dem Anliegen der Registerpublizität gerade zweckgerecht nachgeholfen. Wer als Kaufmann oder in kaufmännischen Angelegenheiten im Register steht, hat über diese Daten keine „Selbstbestimmung“ mehr. Die Daten sind bestimmungsgemäß solche des Rechtsverkehrs geworden
.

Die Frage ist ferner, ob die Auskunft vor dem europarechtlichen Hintergrund der Publizitätsrichtlinie an ein zusätzliches Merkmal gebunden werden kann. Die Richtlinie gestattet voraussetzungslos, dass schriftliche Auskünfte aus dem Handelsregister auf Verlangen zuzusenden sind. Die Motivation für das Verlangen wird dabei nicht geprüft. 

Man sollte es deshalb bei der bisherigen Formulierung in § 9 HGB belassen. Sie hat zu keinerlei Problemen geführt, so dass schon aus diesem Grunde ein Bedarf für die Hinzufügung des neuen Kriteriums nicht ersichtlich ist. Die Grenze für die Übermittlung von Registerdaten wird durch den allgemeinen Grundsatz des Rechtsmissbrauchs markiert
, der sich einer positivrechtlichen Formulierung entzieht. 

 „Zu Informationszwecken“ wäre ohnehin zu blass formuliert, um etwa das unausgesprochen befürchtete Sammeln von Registerdaten über eine natürliche Person zu verhindern. Erstens ist die Ermöglichung dieses Sammeln ein genuiner Zweck des Registers, etwa wenn ein Aktionär prüfen will, ob die Gesellschaft ihrer Verpflichtung vollständig nachkommt, anderweitige Mandate des Aufsichtsratskandidaten zu nennen (§ 125 I 3 AktG). Zweitens würde auch die Einsichtnahme in das Handelsregister mit dem Ziel, Vorstandsmitglieder als  mutmaßlich vermögende Personen zwecks Übersendung von Werbematerial über Luxuswaren zu identifizieren, zu „Informationszwecken“ erfolgen. Die Frage, welche direkten oder indirekten Absichten mit dem Informationsbegehren verbunden sind, soll gerade nicht gestellt werden. Wie etwa will man mit dual use Anfragen umgehen? 

Unausgesprochen liegt dem Kriterium „Informationszweck“ eine BGH-Entscheidung zugrunde, die sich gegen die Kommerzialisierung der Registerdaten ausspricht. Der IVa-Senat des BGH hat 1989 entschieden: „§ 9 HGB gibt kein Recht auf Gestattung der Mikroverfilmung des gesamten Bestandes des Handelsregisters, um sie als eigene Datei in Konkurrenz zum Handelsregister gewerblich zu verwerten“
. Das ist ein überaus unglücklicher Beschluss, der an keiner Stelle auch nur andeutungsweise ausführt, warum eine „Konkurrenz zum Handelsregister“ in einer freien Wirtschaftsordnung von Rechts wegen unterbunden werden muss. In der Literatur ist die Entscheidung auf überwiegende Kritik gestoßen
. Die Gefahr, dass der Wirtschaftsverkehr die privaten Informationsanbieter mit dem offiziellen Handelsregister verwechselt, trägt das Verbot ersichtlich nicht
. Die Aufbereitung der Daten und ihr Angebot am Markt für Wirtschaftsinformationen ist in Wahrheit eine bestimmungsgemäße Nutzung des staatlichen Handelsregisters
, denn damit wird indirekt eine –allerdings nicht authentische - Registerpublizität für breite Verkehrskreise erst hergestellt. 

Die Praxis sah in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts schon anders aus, woran sich bis heute nichts geändert hat – im Gegenteil. Die Internettechnologie hat den Online-Zugang von jedem Arbeitsplatz möglich gemacht. Es gibt mindestens zwei Anbieter, die in direktem Zusammenwirken mit der Bundesanzeiger-Verlag GmbH
 gegen Gebühr Online-Auskünfte über Handelsregisterdaten im Internet verbreiten. Dabei handelt es sich um die GBI-GmbH aus München und die juris-GmbH aus Saarbrücken
. Da alle bekannt zu machenden Eintragungen über den Bundesanzeiger publiziert werden (§ 10 Abs. 1 HGB), ist durch eine Auswertung dieses Blattes
 ein lückenloser Aufbau von privaten Datenbanken ohne weiteres möglich. Zu Recht ist bislang noch niemand auf die Idee gekommen, hierbei ein unzulässiges Duplizieren des amtsgerichtlich geführten Handelsregisters zu erblicken. Warum die Erhebung direkt an der Registerquelle (statt des Umwegs über die Auswertung des Pflichtpublikationsorgans) ein Musterfall missbräuchlicher Nutzung des Einsichtsrechts sein soll
, ist nicht nachvollziehbar.

3. Einsicht beschränkt auf die Eintragungen?

Zu den Schriftstücken, die zum Handelsregister einzureichen (aber nicht einzutragen) sind, zählen insbesondere Satzungen und Gesellschaftsverträge, Niederschrift der Verhandlungen einer Hauptversammlung, GmbH-Gesellschafterliste, Unternehmensverträge und nicht zuletzt Jahresabschlüsse. Die Eintragung des Inhalts dieser zum Teil umfangreichen Schriftstücke würde das Handelsregister überfrachten. Der aufmerksame Rechtsverkehr weiß um die Existenz solcher Schriftstücke, denn ohne Satzung darf zum Beispiel keine AG eingetragen werden (§ 37 IV Nr. 1, VI , 38 I AktG); die GmbH-Gesellschafterliste ist nach Veränderungen einzureichen (§ 40 I GmbHG); Bilanzen von Kapitalgesellschaften sind jährlich einzureichen (§§ 325, 326 HGB). Über das Bestehen (nicht: den Inhalt) eines Unternehmensvertrags informiert die bekannt gemachte Eintragung (§ 294 II AktG).

Der Online-Abruf soll sich auch nach dem Gesetzesvorschlag nicht auf den Inhalt der vorgenannten „Schriftstücke“ beziehen. Insofern bleibt es beim gegenwärtigen Rechtszustand (oben II 2 b). 

Das Handelsregister ist öffentlich, aber die Herstellung dieser Öffentlichkeit mit Hilfe moderner Informationstechnologie ist und bleibt ausgeschlossen. Es fällt schwer, in diesem Ausschluss des Onlinezugangs zu den eingereichten Schriftstücken einen Sinn zu erkennen. Um es noch einmal zu betonen: eine „Abschrift“ –auch aus dem elektronischen Handelsregister-  kann jederzeit und von jedermann ohne Begründung verlangt werden (§ 9 II 1 und 4 HGB). 

Gerade der Einblick in die Satzung kann für die Frage, ob man etwa im private equity-Geschäft eine Beteiligung erwägt oder gleich davon Abstand nimmt, eine wichtige Rolle spielen. Der Investor kann nicht einfach aufgrund der Online-Abfrage rasch die in Betracht kommenden Gesellschaften von den uninteressanten sondern.  -  Anderes Beispiel: Für die Geschäftsbeziehungen mit einer GmbH sind nicht nur die Geschäftsführer wichtig (Eintragung gem § 39 GmbHG), sondern oft auch die Gesellschafter, unbeschadet der Tatsache, dass diese grundsätzlich nicht persönlich haften. Die Gesellschafterliste ist aber online nicht zugänglich. - Wer sich für den Jahresabschluss interessiert, kann nur hoffen, dass die Gesellschaft am Neuen Markt notiert ist: das privatrechtliche Regelwerk der Börse verlangt die Publikation der Abschlüsse im Internet
. Online über das Handelsregister wäre insoweit nichts zu erfahren. – Und schließlich war es ein Anliegen des Gesetzgebers, die Einpersoneneigenschaft einer Gesellschaft klarzustellen (§ 42 AktG). Da nur eine Mitteilung zum Register erfolgt, aber keine Eintragung, wäre der Online-Nutzer von dieser Information ausgeschlossen.

Ferner besteht eine merkwürdige Diskrepanz zwischen bekannt gemachtem weiteren Registerinhalt und online abzufragenden Eintragungsdaten. So darf der Online-Nutzer nicht wissen, was das Gericht nach §§ 40, 45 III AktG, §§ 10 III, 54 II 2 GmbHG der Öffentlichkeit über die Eintragungen nach § 39 AktG, § 10 I GmbHG hinaus bekannt gibt. Der Geschäftspartner/Gläubiger, der sich für eine bestimmte GmbH interessiert, wird also nicht schnell erfahren, dass die Gesellschaft im Wege der Sachgründung errichtet wurde. Ist nicht die Herstellung größtmöglicher Transparenz über diesen Sachverhalt ein in anderen Zusammenhängen viel bemühter Topos?

Die Online-Einsicht des Handelsregisters ist daher auf alle Dokumente zu erstrecken, die auch präsent oder abschriftlich eingesehen werden könnten. Der Entwurf eines novellierten § 9a HGB ist insoweit halbherzig und bleibt sowohl hinter den Anforderungen an ein zeitgemäßes Arbeiten mit einem elektronischen Register als auch hinter den sich abzeichnenden Entwicklungen auf europäischer Ebene zurück. Schließlich passt die Beschränkung auf die Eintragungen nicht recht zu der Rechtsverordnungsermächtigung (§ 8a I 3 HGB), wonach von den Ländern vorgeschrieben werden kann, dass Dokumente elektronisch einzureichen sind. Wenn diese Praxis verbreitet kommt, wird die Frage kaum zu beantworten sein, warum die Daten nur auf einem Terminal im Amtsgericht, nicht aber im Büro des Beraters aufrufbar sind. 

4. Kosten

Der Online-Abruf wird im Gegensatz zur Präsenzeinsicht (§ 90 KostO) nicht umsonst zu haben sein. Vielmehr werden dem Nutzer des Abrufverfahrens gem  § 7b Justizverwaltungskostenordnung (Entwurf) zwei Tarife angeboten. Er kann sich für eine Jahresgebühr von 300 DM entscheiden. In diesem Fall kostet der Abruf von Daten aus einem „Registerblatt“ 8 DM und der Abruf von Daten aus einem Namens- und Firmenverzeichnis 4 DM. Die Kosten des Einzelabrufs werden auf die Jahrespauschale angerechnet. Allerdings: Da die Gebühren von den Landesjustizverwaltungen erhoben werden, muss für einen Online-Zugang zum Handelsregister aller Bundesländer die stolze Summe von 4 800 DM aufgewandt werden. Das wird sich nur für wenige Interessenten rentieren. Im zweiten Preismodell ist der Einzelabruf mit 16 DM (Registerblatt) und 8 DM (Namens- und Firmenverzeichnis) zu bezahlen. 

Aus Sicht der Länder ist diese Preisstruktur notwendig. Mit der Einführung eines electronic filing sei es nicht getan, sondern die Altbestände müssten erfasst werden, um überhaupt zu einem konsistenten und attraktiven Datenbestand zu kommen. Ferner sei mit der Einführung der elektronischen Registerführung ein Tausch zweier Spalten im Register verbunden. Daher könnten die Altbestände auch nicht, wie im Grundbuch, schlicht gescannt werden
. Wie auch immer: Diese Preisgestaltung erscheint angesichts der privaten Konkurrenz hoch angesetzt. Online-Auskünfte erhält man etwa bei GBI für 4,50 DM pro Dokument; die Anzeige der Treffer mit schlagzeilenartiger Kurzangabe des Inhalts ist kostenlos. Es wird sich zeigen, ob die Nutzer für die Authentizität der Eintragungsdaten bereit sind, einen höheren Preis zu bezahlen.

Vor Ort bei dem Registergericht ist die Einsicht auch in das EDV-Register nach wie vor umsonst. Wenn das Register nicht mehr papierschriftlich existiert, müssen dort wohl Terminals aufgestellt werden.

5. Zeugnis des Registergerichts

Ein Zeugnis des Registergerichts über bestimmte Eintragungen erhält der Nutzer auch nach dem ERJuKOG nur abschriftlich als Papierdokument (§ 9 II 4 HGB iVm § 31 HRV). Die zitierten Bestimmungen sollen nicht geändert werden. Hier ist im Gesetzgebungsverfahren nachzubessern, indem man sich des gerade verabschiedeten Signaturgesetzes bedient
. Es wäre etwa folgender Satz nach § 9 II 4 HGB anzufügen: „Als Abschrift gilt auch die mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehene Mitteilung“.

IV. Wege zu einem elektronischen Handelsregister

1. Rechtliche Voraussetzungen

a) EDV-Handelsregister

Die Landesregierungen können immerhin seit 1993 durch Rechtsverordnung bestimmen, dass und in welchem Umfang das Handelsregister einschließlich der zu seiner Führung erforderlichen Verzeichnisse in maschineller Form als automatisierte Datei geführt wird (§ 8a I 1 HGB). Die etwas altbacken wirkende Sentenz „in maschineller Form als automatisierte Datei“ meint –zeitgemäß übersetzt -  das elektronische Handelsregister. Derlei Rechtsverordnungen sind bislang sehr spärlich ergangen
.
b) Elektronische Übermittlung der „Schriftstücke“

Ein Online-Abruf setzt selbstverständlich voraus, dass die Daten in digitaler Gestalt vorliegen. Das ist bislang nur ausnahmsweise der Fall. Die Digitalisierung sämtlicher Altbestände durch Scannen wird eine gewiss aufwändige und teure Angelegenheit, die vielerorts aus diesen Gründen unterbleibt. Richtet man den Blick auf die neu einzureichenden Schriftstücke, so wäre es vorteilhaft, wenn die Dokumente gleich in elektronischer Form zum Registergericht übermittelt werden. Die Gerichte können heute schon eine elektronische Übermittlung akzeptieren (§ 8a IV HGB), was durch das Kapitalgesellschaften & Co – Richtlinie-Gesetz vom Februar 2000
 klargestellt wurde. Mit diesem bislang kaum beachteten Gesetz wurde auch die Grundlage geschaffen, ein solches electronic filing zu verlangen: „Die Landesregierungen können ferner durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die Einreichung von Jahres- und Konzernabschlüssen, von Lageberichten sowie sonstiger einzureichender Schriftstücke in einer maschinell lesbaren und zugleich für die maschinelle Bearbeitung durch das Registergericht geeigneten Form zu erfolgen hat“ (§ 8a I 3 HGB). Die Ermächtigung zählt die Dokumente der Rechnungslegung besonders auf, doch ihr Anwendungsbereich ist sehr viel weiter: alle einzureichenden Schriftstücke sind erfasst. Wenn die Länder von dieser Ermächtigung in großem Stil Gebrauch machen oder wenn die Gerichte eine solche Einreichung gestatten (§ 8a IV HGB), wird viel Platz in den Kellern der Amtsgerichte frei
 und der Aufbau eines vollelektronischen Handelsregisters kann beginnen. 

Eine elektronische Führung des Registers wird auch deshalb unausweichlich sein, wenn die bislang säumigen Gesellschaften ihrer Pflicht zur Offenlegung der Jahresabschlüsse nachkommen. In Deutschland sind ca 820 000 Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesellschaften ohne persönlich haftende Gesellschaften publizitätspflichtig (§§ 325, 264a HGB). Davon kommen nach Erhebungen des Bundesanzeigers nur 30 000 Gesellschaften (!) der Pflicht nach, den Abschluss bei dem Registergericht einzureichen. Wenn angesichts verschärfter Sanktionen (§ 335a HGB)
 ein großer Teil der gesetzeswidrig nicht offen legenden Gesellschaften sich künftig rechtstreu verhält, wäre die Flut an Abschlüssen ohne elektronische Rationalisierung nicht mehr zu bewältigen.  

2. Technische Voraussetzungen

a) Registerführung

Im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für Datenverarbeitung und Rationalisierung in der Justiz befasst sich eine Arbeitsgruppe „Elektronischer Rechtsverkehr“ in einer Unterabteilung mit dem elektronischen Handelsregister. Bei der EDV-gestützten Führung der Grundbücher haben die Länder bereits erhebliche Fortschritte erzielt
. Dieser Modernisierungsprozess soll sich nun auch bei den von den Gerichten geführten Handels-, Vereins-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregistern fortsetzen. In allen Landesjustizverwaltungen laufen entsprechende Planungen. Bereits 1995 haben sich Bayern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt im Entwicklerverbund "RegisSTAR" zusammengeschlossen. Dieser Verbund arbeitet, zusammen mit der Firma SBS (Siemens Business Services, München), an der Entwicklung eines Programms zur maschinellen Führung der vorgehend genannten Register. Mit RegisSTAR können nahezu sämtliche Arbeiten bei den Registergerichten automatisch bzw. mit elektronischer Unterstützung ausgeführt werden. Von der Registereintragung über die Eintragungsmitteilung und –veröffentlichung bis zur abschließenden Kostenrechnung erledigt das Programm einen Großteil der Arbeitsschritte automatisch und bietet dem Bearbeiter fertige Entwürfe an ( z. B. Eintragungs- und Veröffentlichungstexte, Kostenberechnung). Die Registerdaten können über das Internet eingesehen werden. Für die Benutzung der Internet-Auskunft ist keine spezielle Zugangs-Software erforderlich, sie kann nach Anmeldung über jeden Internetanschluss erfolgen. Ein ähnliches System wird in den Ländern Brandenburg und Berlin unter dem Kürzel AUREG entwickelt. 
Erste Berichte über EDV-Handelsregister, die online gehen, liegen mittlerweile vor. In NRW ist seit Oktober 2000 das Amtsgericht Essen am weitesten gediehen, das schon bei dem elektronischen Partnerschaftsregister einer Vorreiterrolle spielte. Bei diesem nordrhein-westfälischen Gericht werden alle Anträge auf Neueintragungen in elektronischer Form bearbeitet. Das elektronische Register wird zentral für das ganze Land beim Gemeinsamen Gebietsrechenzentrum in Hagen als elektronische Datei gespeichert (§ 125 V FGG). In einer zweiten Phase werden die mehr als 9.000 "lebenden" Registerblätter des Essener Handelsregisters erfasst, so dass 2001 der komplette Essener Registerbestand in elektronischer Form gespeichert sein wird und dann auch zur Internet-Auskunft zur Verfügung steht
. In Bayern wurde im April 2001 das Amtsgericht Traunstein auf das System RegisSTAR umgestellt; als nächstes folgen München, Nürnberg und Bamberg. Die Einführung von RegisSTAR bei den bayerischen Handelsregistern soll im Jahr 2003 abgeschlossen sein
.

b) Registeranmeldungen

Im Hinblick auf die Kommunikationskette zwischen den Registergerichten und den Anmeldern muss auf Einheitlichkeit der Datenformate geachtet werden, denn es kann nicht angehen, dass 16 Länder unterschiedliche Technik vorschreiben. Eine Arbeitsgruppe „Technik, Formate, Standards“ der Bund-Länder-Kommission für Datenverarbeitung und Rationalisierung hat organisatorisch-technische Leitlinien" für die elektronischen Grundbuch- und Registerführung erarbeitet, die in geläuterter Gestalt der Herbstkonferenz 2001 der Justizminister präsentiert werden soll. Ferner besteht beim Registergericht Essen eine Projektgruppe von Justiz, Rheinischer Notarkammer und Notarkammer Hamm, die an den Vorgaben für eine Kommunikation zwischen Notaren und Registergerichten, die bundesweit als Vorbild dienen könnten, arbeitet. Nach dem von der Bundesnotarkammer unterstützten System erfolgt die elektronische Handelsregisteranmeldung vom Notar zum Gericht samt der unmittelbaren Umwandlung in dessen Datenformat. Der Registerrichter wird so gegen Viren und Datenmanipulationen geschützt und kann die eingegangene Anmeldung unmittelbar auf dem Bildschirm in eine Registereintragung umsetzen
.

V. Online-Einsicht in der Praxis

Manche Amtsgerichte stellen die von ihnen geführten bekannt gemachten Handelsregisterdaten ins Netz. So kann man beim AG Potsdam unterteilt nach Neueintragungen, Veränderungen, Löschungen und Berichtigungen quartalsweise –beginnend mit der jüngsten Veröffentlichung – abrufen
. Mittels einer Suchmaschine kann nach jedem beliebigen Begriff gefahndet werden, wobei man mit der seltsamen, vermutlich mit ängstlichem Blick auf § 9a HGB formulierten Andeutung konfrontiert wird: „Wir wissen um den Umstand, dass die Suche unkomfortabel ist; sie hat rechtliche Hintergründe“.

Auch die „Organe des Handelsstandes“ (§ 126 FGG) sind an der Aufbereitung und Publikation der Handelsregisterdaten beteiligt. Viele Industrie- und Handelskammern bieten auf ihren Websites die bekannt gemachten Eintragungen der regionalen Handelsregister zum freien, manchmal anmeldebedürftigen Abruf an.

Zahlreiche private Anbieter von Datenbanken werten die Registerbekanntmachungen aus und offerieren auf dieser Grundlage entgeltpflichtige Abrufmöglichkeiten. Manche dieser Dienste spezialisieren sich auf  einen besonderen sachlichen Bereich oder eine Region. Andere treten durchaus mit einem Vollständigkeitsanspruch auf Bundesebene an. Ein solcher Komplettanbieter ist neben den oben (sub II 1) bereits erwähnten GBI und juris der Wirtschaftsinformationsdienst ALLECO, eine Kooperation der Deutschen Telekom AG und der Creditreform-Tochter ECOFIS Wirtschaftsinformationen GmbH, der im Internet eine umfassende Unternehmensdatenbank anbietet 
. Nach eigener Aussage von Ecofis
 sind tägliche Direkterhebungen bei den Amtsgerichten, die ein Handelsregister führen, ein permanenter Kontrollabgleich mit dem Bundesanzeiger sowie Direkterhebungen bei den Unternehmen die Grundlage für diese Datenbank. Der Nutzer muss sich anmelden; abgerechnet wird über die Telefonrechnung der Deutschen Telekom.
VI. Nationales Portal zu den Handelsregistern

Die Zersplitterung der Handelsregister ist schon auf Länderebene ein Problem. Dort kann bald durch Konzentration der Registerführung auf wenige Amtsgerichte für Abhilfe gesorgt werden. Ab dem 1.1.2002 können Rechtsverordnungen der Länder aufgrund der Ermächtigung in § 125 II 1 Nr. 1 FGG die Führung des Handelsregisters für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht übertragen, wenn dies einer schnelleren und rationelleren Führung des Handelsregisters dient. Ebenfalls durch Rechtsverordnung kann seit 1993 (!) der Datentransfer zwischen den Amtsgerichten geregelt werden (§ 125 II 1 Nr. 2 FGG). 

Damit ist aber noch kein national einheitlich zugängliches Register geschaffen. Doch gerade ein solches zentrales Unternehmensregister ist ein Gebot der Stunde – auch angesichts eines europäischen Binnenmarktes und der vorangeschrittenen Entwicklung eines European Business Register (unten VII), das auf nationalen Zentralregistern aufbaut. 

Für den Nutzer ist es gleichgültig, in welcher Art und Weise die Kompilation der einzelnen Handelsregister erfolgt. Für die Bedürfnisse des modernen Rechts- und Wirtschaftsverkehrs ist nur wichtig, dass der Zugang über das Internet (und nicht über früher erwogene proprietäre Lösungen) erfolgt. Denkbar wäre, dass die Länder je für sich eine Zentralstelle einrichten, über die Anfragen geleitet und am Ende einheitlich präsentiert werden. Das würde allerdings in jedem Land weitere Investitionen voraussetzen und Kapazitäten binden. Möglicherweise ist ein Arrangement mit dem Bundesanzeiger-Verlag der richtige Weg, denn über den Bundesanzeiger erfolgen die Bekanntmachungen der Eintragungen (§ 10 HGB) und gewisse Jahresabschlusspublizitäten (§ 325 II HGB). Von daher erscheint es als ein natürlicher Schritt, in Koordination mit dem amtlichen Veröffentlichungsorgan das Zusammenspiel der einzelnen Handelsregister zu einem nationalen Portal für Unternehmensdaten zu organisieren. 

VII. Europa

1. European Business Register 

In Europa gibt es seit einigen Jahren das European Business Register (EBR), das von einer belgischen Gesellschaft in der Rechtsform der EWIV getragen wird
. Eine EU-Initiative hatte Mitte der neunziger Jahre dazu den Anstoß gegeben. Zu den Teilnehmern gehören Registerführer aus Belgien, Dänemark; Finnland; Frankreich; Griechenland; Italien; Lettland; Norwegen; Österreich; Schweden; Spanien und seit neuestem indirekt auch Deutschland. Da es hierzulande weder ein Zentralregister noch einen freien Online-Zugang gibt, wurde ein privater Anbieter (ecofine) als Partner des EBR gewonnen. 

Mit Hilfe des EBR können über das Internet standardisierte Firmen-, Personen- und Bilanzauszüge abgerufen werden. Wenigstens die folgenden Daten sind für jedes Teilnehmerland als EBR-Standardauszug zugänglich: Registernummer, Eintragungsdatum, Rechtsform, Anschrift, Geschäftszweig, Kapital, zuständige Behörde, Jahresabschluss (Datum). Länderspezifisch können weitere Informationen abrufbar sein, etwa die Steuernummer, die Zahl der Mitarbeiter und Niederlassung usw.

2. SLIM

In der EU ist man zurzeit dabei, die Empfehlungen der SLIM-Arbeitsgruppe in Richtliniengestalt umzusetzen. Die von dem belgischen Unternehmensrechtler Prof. Wymeersch geleitete Arbeitsgruppe „Simpler Legislation for the Internal Market“ (SLIM) bestand im hier interessierenden Bereich aus Vertretern der Justizministerien verschiedener Mitgliedstaaten und aus Praktikern
. Sie hat vor zwei Jahren Vorschläge für die Novellierung der Ersten und Zweiten Gesellschaftsrechtsrichtlinie präsentiert
. Die Kommission hat in einem Bericht an das Europäische Parlament ihre weitgehende Zustimmung gegenüber den vorgelegten Empfehlungen zum Ausdruck gebracht.

Die Erste Richtlinie von 1969 soll für die heutigen Möglichkeiten der elektronischen Datenverarbeitung und – übermittlung geöffnet werden. Hauptpunkte sind die elektronische Ablage und Veröffentlichung der in der Ersten Richtlinie vorgeschriebenen Unternehmensdaten, wozu auch die Satzung der Gesellschaft gehört. Alle Mitgliedstaaten sollen die elektronische Speicherung und Bekanntmachung ermöglichen. Nach einer Übergangsphase von fünf Jahren soll die Hinterlegung in Papierform ganz abgeschafft werden. Die elektronische Verbreitung soll dann für die Publizitätswirkung an die Stelle der Papierveröffentlichung treten. Der nationale Gesetzgeber kann zulassen, dass die Unternehmen die Dokumente auch in einer EU-Sprache einreichen und verbreiten lassen. 

Zur Erreichung dieser Ziele wird man die Erste Richtlinie ändern müssen, denn eine bloße Neuinterpretation dürfte nicht ausreichen. Die SLIM-IV-Gruppe, deren Arbeit in diesem Punkt auf einhellige Zustimmung gestoßen ist, hat allerdings von Formulierungsvorschlägen bewusst abgesehen. 

VIII. Fazit

In Deutschland sind die gesetzlichen (nicht die tatsächlichen) Ausgangsbedingungen für elektronische Handelsregister zum Teil schon geschaffen (EDV-Register seit 1993, elektronische Übermittlung seit 2000). Mit der Gesetzesnovelle eines ERJuKoG wird der elektronische Zugang zu den Eintragungsdaten erheblich erleichtert, da vom Genehmigungs- zum Anmeldesystem übergegangen wird. Die übrigen Registerdaten (eingereichte „Schriftstücke“) sind ebenfalls einem Onlineabruf zugänglich zu machen; insofern muss der Entwurf nachgebessert werden. Die Verbindung regionalen Register hin zu einem nationalen Portal für Unternehmensdaten, das wiederum Bestandteil einer europäischen Lösung ist, ist die nächste Aufgabe. Dabei wird auch die Integration weiterer offiziöser Daten –etwa die Meldungen über Beteiligungen an börsennotierten Aktiengesellschaften an das Bundesaufsichtsamt für Wertpapierhandel- erfolgen müssen. Man sieht: E-commerce ist nicht nur eine Sache der Privatwirtschaft, sondern auch eine Herausforderung für Bund und Länder.
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